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Übersicht über die Regelungen zur Finanzierung 
 

Lesehinweis: 
• Regelungen der Arbeitsfassung (vom 7.9. 2016) sind in grüner Schrift 
• Geltendes Recht ist in schwarzer Schrift, hellgrau hinterlegt 
 

Dritter Abschnitt 
Förderung und Finanzierung, Vereinbarungen über Leistungsangebote, 
Entgelte und Qualitätsentwicklung“ 

• § 76a Voraussetzungen für die Übernahme von Kosten 

• § 76 b Erstattung selbstbeschaffter Leistungen 

• § 76 c Wahl der Finanzierungsarten  

• § 77 Förderung der freien Jugendhilfe (74 a.F.) 

• § 77a Finanzierung von Tageseinrichtungen für Kinder (74a a.F.) 

• § 78 Vereinbarung über die Höhe der Kosten (77a.F.) 

• § 78a Anwendungsbereich 

• § 78b Voraussetzungen über die Übernahme des Leistungsentgelt 

• […] 

 
 

Dritter Abschnitt 
Förderung und Finanzierung, Vereinbarungen über Leistungsangebote, Entgelte 

und Qualitätsentwicklung 
 
§ 76a Voraussetzungen für die Übernahme von Kosten 

(1) Der Träger der öffentlichen Jugendhilfe trägt die Kosten einer Leistung nur dann, 
wenn sie auf der Grundlage seiner Entscheidung nach Maßgabe des Hilfeplans 
und der Orientierung an seinen sozialräumlichen Gestaltungsvorgaben (§ 79) 
unter Beachtung des Wunsch- und Wahlrechts und der Partizipation erbracht 
wird; dies gilt auch in den Fällen, in denen Eltern durch das Familiengericht zur 
Geltendmachung eines Leistungsanspruchs ihres Kindes oder junge Volljährige 
durch den Jugendrichter zur Inanspruchnahme von Leistungen nach diesem 
Gesetz verpflichtet werden. Die Vorschriften über die Heranziehung zu den 
Kosten der Leistung bleiben unberührt.  

(2) Abweichend von Absatz 1 trägt der Träger der öffentlichen Jugendhilfe auch die 
Kosten einer Leistung in Fällen unmittelbarer Inanspruchnahme von 
niedrigschwelligen ambulanten Leistungen, insbesondere nach §§ 28 und 31, 
sowie von infrastrukturellen Angeboten oder Regelangeboten nach § 36b Absatz 
2. Dazu soll er mit den Leistungserbringern Vereinbarungen schließen, in denen 
die Voraussetzungen und die Ausgestaltung der Leistungserbringung sowie die 
Übernahme der Kosten geregelt werden.  
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§ 76b Erstattung selbstbeschaffter Leistungen 

Ist die Leistungserbringung nicht aufschiebbar bis zu einer Entscheidung des Trägers 
der öffentlichen Jugendhilfe über die Gewährung der Leistung beziehungsweise bis 
zu einer Entscheidung über ein Rechtsmittel und beschafft sich der 
Leistungsberechtigte die Leistung selbst, so ist der Träger der öffentlichen 
Jugendhilfe nach einer zu Unrecht abgelehnten Leistung unter Beachtung der 
Grundsätze der Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit zur Erstattung der Aufwendungen 
verpflichtet, wenn  

1. der Leistungsberechtigte den Träger der öffentlichen Jugendhilfe vor der 
Selbstbeschaffung über den Bedarf in Kenntnis gesetzt hat oder er die 
Inkenntnissetzung im Falle einer nicht zu vertretenden Unmöglichkeit 
unverzüglich nach Wegfall des Hinderungsgrundes nachholt und  

2. die Voraussetzungen für die Gewährung der Leistung vorlagen.  
 

§ 76c Wahl der Finanzierungsart 
Im Rahmen seiner Gesamt- und Planungsverantwortung (§ 79) entscheidet der 
Träger der öffentlichen Kinder- und Jugendhilfe nach pflichtgemäßem Ermessen 
über die Wahl der Finanzierungsart. Das Ermessen über die Wahl der 
Finanzierungsart ist so auszuüben, dass der Bedarf von Kindern und Jugendlichen in 
größtmöglicher Qualität unter Beachtung sozialräumlicher Gestaltungserfordernisse 
und der Grundsätze von Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit gesichert ist. Bei 
stationären Einrichtungen gilt zudem § 78b Absatz 2 und 4. 
 
§ 77 Förderung der freien Jugendhilfe 
(1) Die Träger der öffentlichen Jugendhilfe sollen die freiwillige Tätigkeit auf dem Gebiet der Jugendhilfe anregen; sie sollen sie 
fördern, wenn der jeweilige Träger  
1. die fachlichen Voraussetzungen für die geplante Maßnahme erfüllt und die Beachtung der Grundsätze und Maßstäbe der 
Qualitätsentwicklung und Qualitätssicherung nach § 79a gewährleistet, 
2. die Gewähr für eine zweckentsprechende und wirtschaftliche Verwendung der Mittel bietet, 
3. gemeinnützige Ziele verfolgt, 
4. eine angemessene Eigenleistung erbringt und 
5. die Gewähr für eine den Zielen des Grundgesetzes förderliche Arbeit bietet. 
Eine auf Dauer angelegte Förderung setzt in der Regel die Anerkennung als Träger der freien Jugendhilfe nach § 75 voraus. 
(2) Soweit von der freien Jugendhilfe Einrichtungen, Dienste und Veranstaltungen geschaffen werden, um die Gewährung von 
Leistungen nach diesem Buch zu ermöglichen, kann die Förderung von der Bereitschaft abhängig gemacht werden, diese 
Einrichtungen, Dienste und Veranstaltungen nach Maßgabe der Jugendhilfeplanung und unter Beachtung der in § 9 genannten 
Grundsätze anzubieten. § 4 Absatz 1 bleibt unberührt. 
(3) Über die Art und Höhe der Förderung entscheidet der Träger der öffentlichen Jugendhilfe im Rahmen der verfügbaren 
Haushaltsmittel nach pflichtgemäßem Ermessen. Entsprechendes gilt, wenn mehrere Antragsteller die 
Förderungsvoraussetzungen erfüllen und die von ihnen vorgesehenen Maßnahmen gleich geeignet sind, zur Befriedigung des 
Bedarfs jedoch nur eine Maßnahme notwendig ist. Bei der Bemessung der Eigenleistung sind die unterschiedliche Finanzkraft 
und die sonstigen Verhältnisse zu berücksichtigen. 
(4) Bei sonst gleich geeigneten Maßnahmen soll solchen der Vorzug gegeben werden, die stärker an den Interessen der 
Betroffenen orientiert sind und ihre Einflussnahme auf die Ausgestaltung der Maßnahme gewährleisten. 
(5) Bei der Förderung gleichartiger Maßnahmen mehrerer Träger sind unter Berücksichtigung ihrer Eigenleistungen gleiche 
Grundsätze und Maßstäbe anzulegen. Werden gleichartige Maßnahmen von der freien und der öffentlichen Jugendhilfe 
durchgeführt, so sind bei der Förderung die Grundsätze und Maßstäbe anzuwenden, die für die Finanzierung der Maßnahmen 
der öffentlichen Jugendhilfe gelten. 
(6) Die Förderung von anerkannten Trägern der Jugendhilfe soll auch Mittel für die Fortbildung der haupt-, neben- und 
ehrenamtlichen Mitarbeiter sowie im Bereich der Jugendarbeit Mittel für die Errichtung und Unterhaltung von Jugendfreizeit- und 
Jugendbildungsstätten einschließen. 

§ 77a Finanzierung von Tageseinrichtungen für Kinder 
Die Finanzierung von Tageseinrichtungen regelt das Landesrecht. Dabei können alle Träger von Einrichtungen, 
die die rechtlichen und fachlichen Voraussetzungen für den Betrieb der Einrichtung erfüllen, gefördert werden. 
Die Erhebung von Teilnahmebeiträgen nach § 90 bleibt unberührt. 
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§ 78 Vereinbarungen über Entgelte und Leistungen ambulanter Angebote 
(1) Werden Einrichtungen und Dienste der Träger der freien Jugendhilfe in Anspruch 

genommen, so sind Vereinbarungen über die Höhe der Kosten der 
Inanspruchnahme zwischen der öffentlichen und der freien Jugendhilfe 
anzustreben. Das Nähere regelt das Landesrecht. Die §§ 78a bis 78g bleiben 
unberührt. 

(2) Wird eine Leistung im Sinne des § 36b Absatz 2 oder nach § 37 Absatz 1 
erbracht, so ist der Träger der öffentlichen Jugendhilfe zur Übernahme der 
Kosten der Inanspruchnahme nur verpflichtet, wenn mit den Leistungserbringern 
Vereinbarungen über Inhalt, Umfang und Qualität der Leistungen, insbesondere 
zu Art, Ziel und Qualität des Leistungsbereichs, zu den Leistungsadressaten und 
zur Qualifikation des Personals geschlossen worden sind. Die Vereinbarungen 
sind nur mit denjenigen leistungserbringenden Trägern abzuschließen, die 
insbesondere unter Berücksichtigung der Grundsätze der Qualität, Kontinuität, 
Orientierung an sozialräumlichen Gestaltungsvorgaben, Zugänglichkeit, 
Zusammenarbeit, Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit zur Erbringung der 
Leistungen geeignet sind. Für Vereinbarungen nach diesem Absatz gilt § 78e 
entsprechend. 

§ 78a Anwendungsbereich 
(1) Die Regelungen der §§ 78b bis 78g gelten für die Erbringung von Leistungen in 

teilstationärer und stationärer Form. Ausgenommen sind Leistungen der 
Vollzeitpflege. 

(2) Landesrecht kann bestimmen, dass die §§ 78b bis 78g auch für andere 
Leistungen nach diesem Buch sowie für vorläufige Maßnahmen zum Schutz von 
Kindern und Jugendlichen (§§ 42, 42a) gelten. 

 
§ 78b Voraussetzungen für die Übernahme des Leistungsentgelts 
(1) Wird die Leistung ganz oder teilweise in einer Einrichtung erbracht, so ist der 
Träger der öffentlichen Jugendhilfe zur Übernahme des Entgelts gegenüber dem 
Leistungsberechtigten verpflichtet, wenn mit dem Träger der Einrichtung oder seinem 
Verband Vereinbarungen über  
1. Inhalt, Umfang und Qualität der Leistungsangebote (Leistungsvereinbarung), 
2. differenzierte Entgelte für die Leistungsangebote und die betriebsnotwendigen 
Investitionen (Entgeltvereinbarung) und 
3. Grundsätze und Maßstäbe für die Bewertung der Qualität der Leistungsangebote 
sowie über geeignete Maßnahmen zu ihrer Gewährleistung 
(Qualitätsentwicklungsvereinbarung) abgeschlossen worden sind. 
(2) Der Träger der öffentlichen Jugendhilfe kann mit denjenigen Trägern 
Vereinbarungen abschließen, die unter Berücksichtigung der Grundsätze der 
Qualität, Kontinuität, Orientierung an sozialräumlichen Gestaltungsvorgaben, 
Zugänglichkeit, Zusammenarbeit, Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit zur Erbringung 
der Leistung geeignet sind. Über die Vereinbarung entscheidet der Träger der 
öffentlichen Jugendhilfe unter Beachtung vorgenannter Grundsätze im Rahmen 
seiner in § 79 geregelten Verantwortung nach Maßgabe insoweit zu entwickelnder 
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Gestaltungskriterien; eine Differenzierung zwischen Typen von Einrichtungen ist 
möglich. Vereinbarungen über die Erbringung von Auslandsmaßnahmen dürfen nur 
mit solchen Trägern abgeschlossen werden, die die Maßgaben nach § 38 Absatz 2 
Nummer 2 Buchstabe a bis d erfüllen. 
(3) Ist eine der Vereinbarungen nach Absatz 1 nicht abgeschlossen, so ist der Träger 
der öffentlichen Jugendhilfe zur Übernahme des Leistungsentgelts nur verpflichtet, 
wenn dies insbesondere nach Maßgabe der Hilfeplanung (§ 36) im Einzelfall geboten 
ist. 
4) Der Träger der Träger der öffentlichen Jugendhilfe und Leistungserbringer wirken 
zur Sicherstellung der stationären Versorgung zusammen. Welche 
Leistungserbringer hierbei einzubeziehen sind, entscheidet sich nach dem 
erforderlichen stationären Versorgungsangebot. Verträge sind so abzuschließen, 
dass eine ausreichende, zweckmäßige und wirtschaftliche Versorgung mit 
stationären Einrichtungen auch langfristig gesichert ist. Einzubeziehen sind auch 
überörtlich tätige Leistungserbringer, deren besonderen Bedürfnissen auch 
Rechnung zu tragen ist. 
 
§ 78c Inhalt der Leistungs- und Entgeltvereinbarungen 
(1) Die Leistungsvereinbarung muss die wesentlichen Leistungsmerkmale, insbesondere  
1. Art, Ziel und Qualität des Leistungsangebots, 
2. den in der Einrichtung zu betreuenden Personenkreis, 
3. die erforderliche sächliche und personelle Ausstattung, 
4. die Qualifikation des Personals sowie 
5. die betriebsnotwendigen Anlagen der Einrichtung 
festlegen. In die Vereinbarung ist aufzunehmen, unter welchen Voraussetzungen der Träger der Einrichtung sich zur Erbringung 
von Leistungen verpflichtet. Der Träger muss gewährleisten, dass die Leistungsangebote zur Erbringung von Leistungen nach § 
78a Absatz 1 geeignet sowie ausreichend, zweckmäßig und wirtschaftlich sind. 
(2) Die Entgelte müssen leistungsgerecht sein. Grundlage der Entgeltvereinbarung sind die in der Leistungs- und der 
Qualitätsentwicklungsvereinbarung festgelegten Leistungs- und Qualitätsmerkmale. Eine Erhöhung der Vergütung für 
Investitionen kann nur dann verlangt werden, wenn der zuständige Träger der öffentlichen Jugendhilfe der 
Investitionsmaßnahme vorher zugestimmt hat. Förderungen aus öffentlichen Mitteln sind anzurechnen. 
 

§ 78d Vereinbarungszeitraum 
(1) Die Vereinbarungen nach § 78b Absatz 1 sind für einen zukünftigen Zeitraum (Vereinbarungszeitraum) abzuschließen. 
Nachträgliche Ausgleiche sind nicht zulässig. 
(2) Die Vereinbarungen treten zu dem darin bestimmten Zeitpunkt in Kraft. Wird ein Zeitpunkt nicht bestimmt, so werden die 
Vereinbarungen mit dem Tage ihres Abschlusses wirksam. Eine Vereinbarung, die vor diesen Zeitpunkt zurückwirkt, ist nicht 
zulässig; dies gilt nicht für Vereinbarungen vor der Schiedsstelle für die Zeit ab Eingang des Antrags bei der Schiedsstelle. 
Nach Ablauf des Vereinbarungszeitraums gelten die vereinbarten Vergütungen bis zum Inkrafttreten neuer Vereinbarungen 
weiter. 
(3) Bei unvorhersehbaren wesentlichen Veränderungen der Annahmen, die der Entgeltvereinbarung zugrunde lagen, sind die 
Entgelte auf Verlangen einer Vertragspartei für den laufenden Vereinbarungszeitraum neu zu verhandeln. Die Absätze 1 und 2 
gelten entsprechend. 
(4) Vereinbarungen über die Erbringung von Leistungen nach § 78a Absatz 1, die vor dem 1. Januar 1999 abgeschlossen 
worden sind, gelten bis zum Inkrafttreten neuer Vereinbarungen weiter. 

 
§ 78e Örtliche Zuständigkeit für den Abschluss von Vereinbarungen 
(1) Soweit Landesrecht nicht etwas anderes bestimmt, ist für den Abschluss von Vereinbarungen nach § 78b Absatz 1 der 
örtliche Träger der Jugendhilfe zuständig, in dessen Bereich die Einrichtung gelegen ist. Die von diesem Träger 
abgeschlossenen Vereinbarungen sind für alle örtlichen Träger bindend. 
(2) Werden in der Einrichtung Leistungen erbracht, für deren Gewährung überwiegend ein anderer örtlicher Träger zuständig 
ist, so hat der nach Absatz 1 zuständige Träger diesen Träger zu hören. 
(3) Die kommunalen Spitzenverbände auf Landesebene und die Verbände der Träger der freien Jugendhilfe sowie die 
Vereinigungen sonstiger Leistungserbringer im jeweiligen Land können regionale oder landesweite Kommissionen bilden. Die 
Kommissionen können im Auftrag der Mitglieder der in Satz 1 genannten Verbände und Vereinigungen Vereinbarungen nach § 
78b Absatz 1 schließen. Landesrecht kann die Beteiligung der für die Wahrnehmung der Aufgaben nach § 85 Absatz 2 Nummer 
5 und 6 zuständigen Behörde vorsehen. 
 
§ 78f Rahmenverträge 
Die kommunalen Spitzenverbände auf Landesebene schließen mit den Verbänden der Träger der freien Jugendhilfe und den 
Vereinigungen sonstiger Leistungserbringer auf Landesebene Rahmenverträge über den Inhalt der Vereinbarungen nach § 78b 
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Absatz 1. Die für die Wahrnehmung der Aufgaben nach § 85 Absatz 2 Nummer 5 und 6 zuständigen Behörden sind zu 
beteiligen. 
 

§ 78g Schiedsstelle 
(1) In den Ländern sind Schiedsstellen für Streit- und Konfliktfälle einzurichten. Sie sind mit einem unparteiischen Vorsitzenden 
und mit einer gleichen Zahl von Vertretern der Träger der öffentlichen Jugendhilfe sowie von Vertretern der Träger der 
Einrichtungen zu besetzen. Der Zeitaufwand der Mitglieder ist zu entschädigen, bare Auslagen sind zu erstatten. Für die 
Inanspruchnahme der Schiedsstellen können Gebühren erhoben werden. 
(2) Kommt eine Vereinbarung nach § 78b Absatz 1 innerhalb von sechs Wochen nicht zustande, nachdem eine Partei schriftlich 
zu Verhandlungen aufgefordert hat, so entscheidet die Schiedsstelle auf Antrag einer Partei unverzüglich über die 
Gegenstände, über die keine Einigung erreicht werden konnte. Gegen die Entscheidung ist der Rechtsweg zu den 
Verwaltungsgerichten gegeben. Die Klage richtet sich gegen eine der beiden Vertragsparteien, nicht gegen die Schiedsstelle. 
Einer Nachprüfung der Entscheidung in einem Vorverfahren bedarf es nicht. 
(3) Entscheidungen der Schiedsstelle treten zu dem darin bestimmten Zeitpunkt in Kraft. Wird ein Zeitpunkt für das Inkrafttreten 
nicht bestimmt, so werden die Festsetzungen der Schiedsstelle mit dem Tag wirksam, an dem der Antrag bei der Schiedsstelle 
eingegangen ist. Die Festsetzung einer Vergütung, die vor diesen Zeitpunkt zurückwirkt, ist nicht zulässig. Im Übrigen gilt § 78d 
Absatz 2 Satz 4 und Absatz 3 entsprechend. 

(4) Die Landesregierungen werden ermächtigt, durch Rechtsverordnung das Nähere zu bestimmen über  
1. die Errichtung der Schiedsstellen, 
2. die Zahl, die Bestellung, die Amtsdauer und die Amtsführung ihrer Mitglieder, 
3. die Erstattung der baren Auslagen und die Entschädigung für ihren Zeitaufwand, 
4. die Geschäftsführung, das Verfahren, die Erhebung und die Höhe der Gebühren sowie die Verteilung der Kosten und 
5. die Rechtsaufsicht. 

 

Vierter Abschnitt 
Gesamtverantwortung, Jugendhilfeplanung 

§ 79 Gesamtverantwortung, Grundausstattung 
(1) Die Träger der öffentlichen Jugendhilfe haben für die Erfüllung der Aufgaben 

nach diesem Buch die Gesamtverantwortung einschließlich der 
Planungsverantwortung, welches die Finanzierungsverantwortung umfasst. Im 
Rahmen seiner Gesamtverantwortung entwickelt der öffentliche Träger der 
Jugendhilfe insbesondere neue Erbringungsformen sowie Gestaltungsvorgaben 
hinsichtlich einer sozialräumlichen Orientierung von Leistungsangeboten und –
arten. Im Rahmen seiner Gesamtverantwortung hat der Jugendhilfeträger das in 
§ 1 geregelte Recht junger Menschen auf Förderung seiner Entwicklung und auf 
Erziehung zu einer eigenverantwortlichen und gemeinschaftsfähigen 
Persönlichkeit sowie die in § 1 Absatz 3 genannten Ziele der Kinder- und 
Jugendhilfe besonders zu berücksichtigen. 

(2) Die Träger der öffentlichen Jugendhilfe sollen gewährleisten, dass zur Erfüllung 
der Aufgaben nach diesem Buch  
1. die erforderlichen und geeigneten Einrichtungen, Dienste und Veranstaltungen 

den verschiedenen Grundrichtungen der Erziehung entsprechend rechtzeitig 
und ausreichend zur Verfügung stehen; hierzu zählen insbesondere auch 
Pfleger, Vormünder und Pflegepersonen; 

2. eine kontinuierliche Qualitätsentwicklung nach Maßgabe von § 79a erfolgt. 
Von den für die Jugendhilfe bereitgestellten Mitteln haben sie einen 
angemessenen Anteil für die Jugendarbeit zu verwenden. 

(3) Die Träger der öffentlichen Jugendhilfe haben für eine ausreichende Ausstattung 
der Jugendämter und der Landesjugendämter zu sorgen; hierzu gehört auch eine 
dem Bedarf entsprechende Zahl von Fachkräften. 
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